
Die EU in der Corona-
Krise 

Die Politik der Europäischen Union in 
der Corona-Krise belegt die alte Weis-
heit, dass Krisen zumeist wie Katalysa-
toren wirken. Sie beschleunigen Prozes-
se und Entwicklungen, die in der Luft 
liegen oder schon begonnen haben. Die 
schwelenden Konflikte in der EU wer-
den in der Krise in aller Vehemenz 
sichtbar: hier und heute als Konflikt um 
die Unterstützung der besonders vom 
Corona betroffenen Länder, nämlich in 
Italien, Spanien und Frankreich. Gestrit-
ten wird um das liebe Geld. Am Grün-
donnerstag einigen sich die Finanzmi-
nister mitten in der Nacht, Kredithilfen 
aus dem Europäischen Stabilitätsme-
chanismus (ESM) bis zu 2 Prozent des 
BIP eines Landes und 200 Milliarden 
durch die Europäische Investitionsbank 
(EIB) zur Verfügung zu stellen.1 Die 
genaue Summe, mit welcher der ESM 
einspringen soll, wird im Beschluss 
nicht angegeben, in den Berichten 
schwanken die Angaben um die 200 
Mrd. Euro.  
Der ESM konnte bei seiner Gründung 
2012 bis zu 790 Mrd. Euro mobilisie-
ren, um günstigere Kredite an die EU-
Länder zu gewähren, die wegen ihrer 
Schulden und der Spekulationen gegen 
ihre Währung auf dem „freien Markt“ 
nur noch Kredite zu für den Haushalt 
inakzeptablen Bedingungen aufneh-
men konnten. Für die Geberländer war 
das allerdings ein gutes Geschäft, weil 
diese sich auf dem Kapitalmarkt güns-
tigere Kredite verschaffen konnten, als 
                                                        
1 https://www.consilium.europa.eu/de/press/ 

press-releases/2020/04/09/report-on-the-
comprehensive-economic-policy-response-
to-the-covid-19-pandemic/ (12.04.2020). 

der ESM an die Schuldner weitergab. 
Die Rückzahlungen sind nicht abge-
schlossen, sondern fangen zum Teil ge-
rade erst an. Folglich kann der ESM 
zurzeit nicht mehr 790 Mrd. Euro, son-
dern ca. 400 Mrd. Euro mobilisieren. 
Anders gesagt: beschlossen wurde ein 
Kreditrahmen, der sowieso zur Verfü-
gung stand.  
Gestritten wurde um die „Konditiona-
lität“ dieser Kredite. Darunter ver-
stand man beispielsweise in der Grie-
chenland-Krise, dass Kredite nur ge-
gen strenge politische Auflagen ver-
geben werden, Konditionen halt, die 
von der Troika (welche später einen 
im Orwellschen Sinne wohlklingen-
den Namen erhielt) überwacht wurden 
und ausschließlich als radikale Kür-
zungsprogramme konzipiert waren. 
Gekürzt sollte überall werden, auch 
dort, wo die EU gar nicht zuständig 
ist, also etwa im Gesundheitsbereich. 
Nicht nur, aber sicher auch deshalb ist 
die Zahl der Intensivbetten in den 
Südländern (Italien 8,6 pro 100.000 
Einwohner; Spanien 9,7; Frankreich 
16,3) deutlich niedriger als etwa in 
Deutschland (ca. 34, allerdings ohne 
ausreichendes Pflegepersonal). Die 
EU hat eine Gesundheitskrise mitver-
ursacht, die ihr jetzt auf die Füße fällt.  
Zurück zur Konditionalität: Sie wurde 
im Beschluss der Finanzminister etwas 
abgemildert. Zunächst sind die Kredite 
nur mit der Auflage verbunden, dass sie 
allein für das Gesundheitswesen ausge-
geben werden. Das allerdings gilt nur 
bis zum Ende der Corona-Krise, wann 
immer das auch sein mag. Geht es spä-
ter darum, die ökonomischen Folgen 
der Corona-Krise abzumildern, wird 
man, so der Beschluss der Finanzminis-
ter ausdrücklich, wieder zur strengen 
Konditionalität zurückkehren. Die EU-

https://www.consilium.europa.eu/de/press/
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Kommission hat vorher schon beschlos-
sen, dass die verschiedenen Struktur- 
und Kohäsionsfonds nun zur Bewälti-
gung der Krise eingesetzt werden kön-
nen und Ausgaben vorgezogen werden 
können – ähnliches hatte sie schon 2012 
als Investitionsprogramm der EU ver-
kauft, obwohl der Etat der Union um 
keinen Cent vergrößert wird und der Fi-
nanzrahmen 2021-27 noch nicht steht.  
Wirklich neu ist das Programm SURE 
mit 100 Mrd. Euro, das die Mitglied-
staaten bei der Finanzierung von Ar-
beitslosenunterstützungen in Folge von 
Corona, also z.B. beim Kurzarbeiter-
geld, entlasten soll. Das könnte ein 
sinnvoller Schritt in Richtung einer eu-
ropäischen Arbeitslosenversicherung 
sein, allerdings dementiert der Be-
schluss der Finanzminister dies aus-
drücklich. Der Umfang ist zudem eher 
mickrig. Im deutschen Bundeshaushalt 
sollen allein 353,3 Mrd. Euro an direk-
ten Maßnahmen bereitgestellt werden 
und der Umfang der Garantien soll 
insgesamt 819,7 Mrd. Euro ausma-
chen. Da sind 100 Mrd. SURE-
Programm eher als Symbolpolitik zu 
deuten. 
Auch hat die Kommission erklärt, dass 
sie während der Corona-Krise nicht auf 
die Einhaltung der Maastricht-
Kriterien pocht, der Kreditrahmen der 
Mitgliedstaaten bei der Neuverschul-
dung also höher als 3 Prozent des BIP 
bzw. die Gesamtverschuldung höher 
als 60 Prozent des BIP liegen kann. 
Mit der Einforderung der Maastricht-
Regeln bei diesem externen Schock 
hätte sich die Kommission auch nur 
blamiert. Das war keine politische Ent-
scheidung, sondern eine Anerkennung 
der ökonomischen Realität. 
Das Schauspiel, das dem Publikum mit 

Nachtsitzungen der Finanzminister und 
Direktschaltungen der Regierungschefs 
vor Ostern geboten wurde, drehte sich 
wesentlich um einen Punkt, der auch 
beschlossen wurde, nämlich um die 
geschilderte Abmilderung der Konditi-
onalitäten. Man kann es auch drasti-
scher interpretieren: Holland wurde 
von den Eurobond-Gegnern vorge-
schickt, um den harten Hund zu mar-
kieren. So konnte man scheinbar einen 
Kompromiss erzielen oder vorspielen, 
nämlich sich auf der Mitte zwischen 
Eurobond-Befürwortern, also Italien, 
Spanien und Frankreich, und den Eu-
robond-Gegnern, an der Spitze die 
deutsche Regierung, einigen. Die Bun-
desregierung lehnt Eurobonds als Ver-
gemeinschaftung von Schulden nach 
wie vor strikt ab. Eurobonds würden 
bewirken, dass alle EU-Länder Staats-
anleihen zu gleichen Zinssätzen be-
kommen. In Deutschland könnten also 
die Zinsen für Staatsanleihen, die 
einstmals als Bundesschatzbriefe aus-
gegeben wurden, steigen, während sie 
beispielsweise in Italien sinken könn-
ten. So sieht sie aus, die verteufelte 
Vergemeinschaftung von Schulden. 
Auf den ersten Blick erstaunlich 
scheint es, dass die CDU inzwischen – 
als einzige ernst zu nehmende Kraft – 
mit ihrer Position allein dasteht. Die 
SPD ist – bis auf ihre Minister – umge-
schwenkt und selbst in den Unterneh-
merverbänden sowie dem Institut der 
Deutschen Wirtschaft werden Stimmen 
laut, die für Eurobonds plädieren. 
Auf den zweiten Blick wird das Um-
schwenken auch wichtiger Teile „der 
Wirtschaft“ verständlich. Die Krise ist 
Katalysator für schon beginnende Pro-
zesse. Einer dieser Prozesse lässt sich 
als zentrifugale Tendenz in der EU be-
schreiben, der mit Tendenzen zu einer 
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autoritären Renationalisierung nicht 
nur in der EU verbunden ist. Letztere 
müssen hier nicht erläutert werden, es 
reichen die Stichworte Trump, Bol-
sonaro, PiS, Orban und Kurz. Der Kern 
ihrer Politik ist die Mobilisierung anti-
liberaler Ressentiments nach innen und 
die Entrechtlichung der internationalen 
Beziehungen nach außen. Die Zerfalls-
tendenzen der EU wurden vor dem 
Hintergrund des Brexits schlaglichtar-
tig sichtbar, liegen aber tiefer. Die 
Spaltung verläuft zwischen Nord und 
Süd, wie in der Finanz- und Wirt-
schaftskrise 2009 deutlich wurde und 
zwischen Ost und West, wie die soge-
nannte Flüchtlingskrise 2015 zeigte. 
Es wird spannend zu sehen, ob die Ver-
urteilung von Polen, Tschechien und 
Ungarn durch den EuGH, weil diese 
sich geweigert hatten, beschlossene 
Flüchtlingskontingente aufzunehmen, 
irgendwelche Folgen zeitigt. Wahr-
scheinlicher ist, dass die West-EU um 
der vordergründigen Einheit Willen auf 
weitere, ähnliche Beschlüsse verzichtet.  
Auf dem Grund des Auseinanderdrif-
tens findet man ökonomische Ungleich-
gewichte und eine wachsende Ausei-
nanderentwicklung der Ökonomien, die 
insbesondere bei einer einheitlichen 
Währung, aber getrennter volkswirt-
schaftlicher Rechnungslegung zu unter-
schiedlichen Interessen führen müssen. 
Hinzu kommen unterschiedliche politi-
sche und ökonomische Kulturen, nicht 
nur zwischen Ost und West, sondern 
auch zwischen Nord und Süd. Der rhei-
nisch-ordoliberale Kapitalismus ist eben 
ein rheinischer bzw. ordoliberaler und 
kein ostelbischer und er ist auch nicht 
um den Evros angesiedelt. 
Das Umschwenken weitsichtiger Ver-
treter „der Wirtschaft“ dürfte der 

Wahrnehmung dieser zentrifugalen 
Tendenzen geschuldet sein. In einer 
solchen Situation gilt es, Kosten in 
Kauf zu nehmen, um die EU zusam-
men zu halten. Die Alternative wäre 
die anglo-amerikanische: „Der Starke 
ist am stärksten allein!“ – was bei den 
Briten offenkundig auf einer Fehlein-
schätzung beruht, die dem Empire hin-
terher trauert. Nimmt man die globalen 
Kräfteverhältnisse realistisch zur 
Kenntnis, dann deutet vieles auf eine 
neue Bipolarität hin, nur dass sich ein 
neuer Gegenpol zu den USA heraus-
schält – gemeint ist natürlich China.  
Das Interesse wichtiger Teile der deut-
schen Unternehmen dürfte erstens darin 
liegen, die EU als weiterhin wesentli-
chen Markt für den Export deutscher 
Produkte zu erhalten und zweitens auch 
auf internationaler Ebene berechenbare 
Marktbedingungen zu finden, also ver-
rechtlichte. Das wiederum setzt eine 
funktionierende EU voraus, die zwi-
schen den beiden Polen nicht völlig un-
tergehen darf und solche Interessen mit 
einigem Gewicht in die Waagschale in-
ternationaler Politik werfen kann. Die 
zentrifugalen Tendenzen müssen aus 
dieser Perspektive unbedingt aufgehal-
ten werden. „Die Wirtschaft“ kann auch 
deshalb für Eurobonds plädieren, weil 
die möglichen Kosten im Zweifel kei-
neswegs von den Unternehmen allein 
geschultert, sondern vermutlich über 
Steuern verallgemeinert werden. Es ist 
nicht anzunehmen, dass die deutsche 
Regierung den so formulierten allge-
meinen Interessen ein höheres Gewicht 
zumisst als den Interessen „der Wirt-
schaft“. Sie verharrt eher im ordolibera-
len Ideologiegebäude, insbesondere 
nachdem Altmaier ganz schlechte Er-
fahrungen damit gemacht hat, dieses zu 
verlassen, nämlich als er das Papier „In-
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dustriestrategie 2030“ veröffentlichte. 
Zurückgepfiffen wurde er von den Inte-
ressenvertretern „der Wirtschaft“, die 
nun mit dem Plädoyer für Eurobonds 
selbst einen Schritt aus dem Gebäude 
herauswagen. 
Die gesellschaftliche Linke plädiert aus 
Gründen der Solidarität für Eurobonds. 
Strategische Erwägungen, wie man 
diese nutzen kann, um aus dem stahl-
harten neoliberalen Gehäuse der EU 
ausbrechen zu können, ohne in einen 
autoritären Nationalismus abzurut-
schen, sind ebenso rar wie Überlegun-
gen zu einer realistischen Perspektive 
und Strategie in der neuen bipolaren 
Weltordnung. Auch hier wäre es 
schön, wenn die Corona Krise als Ka-
talysator wirken könnte. 

Andreas Fisahn und Ralf Ptak 
 

Für einen radikalen  
Neustart: Die Gesund-
heitsversorgung muss in 
die öffentliche Hand 

Die Corona-Krise offenbart, wie drin-
gend wir ein radikales Umdenken für 
unsere Gesundheitsversorgung brau-
chen. Angesichts der akuten Krise mag 
diese Forderung verfrüht erscheinen, 
ist sie aber nicht: Sogar Bundesar-
beitsminister Heil hat jüngst eine 
Überprüfung des deutschen Gesund-
heitssystems für die Zeit nach der 
Corona-Krise gefordert. Diese Betrach-
tung darf jedoch nicht vertagt werden 
auf eine Zeit, in der die Versorgungs-
landschaft bereits geprägt sein wird 
von den Gewinnern der Krise. Auf eine 
Zeit, in der weitere Krankenhäuser in-
solvent und Praxen geschlossen sein 
werden, in der weitere Beschäftigte 

aufgrund der hohen Arbeitsbelastung 
und -verdichtung dem Gesundheitswe-
sen den Rücken gekehrt haben werden. 
Anstatt den Krankenhäusern monatlich 
auf der Grundlage der Ausgaben des 
vergangenen Jahres ein Budget zuzüg-
lich eines Krisenzuschlags zuzuweisen, 
hat die Bundesregierung das Fallpau-
schalen-System lediglich modifiziert 
und setzt weiterhin auf Markt und 
Wettbewerb. Fatales Ergebnis ist, dass 
ein Teil der Krankenhäuser, die Betten 
frei gemacht haben, nun in Kurzarbeit 
gehen müssen, weil es in ihrer Region 
bislang nur wenige Corona-Fälle gibt. 
Dieses Beispiel beweist, dass die 
Grundsatzdebatte um die Ausrichtung 
unserer Gesundheitsversorgung bereits 
jetzt in der Krise geführt werden muss. 
Auch die Erkenntnis, dass gering ent-
lohnte Berufsgruppen, wie die immer 
noch überwiegend weiblichen Pflege-
kräfte in den Krankenhäusern und auch 
in der Altenpflege oder den Pflege-
diensten, die Kassiererinnen an der Su-
permarktkasse oder Reinigungs- und 
Servicekräfte, „systemrelevant“ sind 
und ihre Arbeit keinesfalls selbstver-
ständlich ist, muss dazu führen, unser 
Gesundheitssystem grundlegend zu 
verändern. Denn bislang sind es vor al-
lem Angehörige, die unsichtbare Ar-
beit leisten und die Ausfälle unseres 
Versorgungssystems notwendiger-
weise mit unbezahlter Arbeit kompen-
sieren, Kinderbetreuung und Pflege- 
oder Sorgearbeit meist ohne Gegenleis-
tung übernehmen. Wir wissen seit lan-
gem, dass die sogenannte „gesteuerte 
Wettbewerbsordnung“ gescheitert ist, 
da diese Ordnung die Realisierung von 
Profitinteressen und Gewinnstreben 
befeuert und somit einer am Menschen 
und dem tatsächlichen Bedarf orien-
tierten Gesundheitsversorgung entge-
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gensteht. In den letzten Jahrzehnten 
wurden durch Kommerzialisierung und 
Ökonomisierung immer weitere Teile 
des Gesundheitswesens privatisiert und 
der Marktlogik unterworfen. Diese 
Prozesse müssen nicht nur rückgängig 
gemacht, sondern ganz aufgehoben 
werden. Dafür muss an der Finanzie-
rung angesetzt werden. Das deutsche 
Krankenversicherungssystem ist aufge-
teilt in privat und gesetzlich. Diese 
Zweiteilung produziert beständig Un-
gerechtigkeiten, den meisten Men-
schen bekannt durch ihre eigenen Er-
fahrungen und den Begriff „Zwei-
Klassen-Medizin“. Die private Kran-
kenversicherung ermöglicht Besser-
verdienenden, ihre ohnehin geringeren 
Krankheitsrisiken privat abzusichern 
und sich so der Solidargemeinschaft zu 
entziehen. Der gesetzlichen Kranken-
versicherung bleiben deshalb vor allem 
die unteren Einkommensschichten und 
Versicherte mit höheren Krankheitsri-
siken. Die Klassenzugehörigkeit der 
Menschen reproduziert sich so anhand 
des an Einkommen und Vermögen ori-
entierten unterschiedlichen Zugangs zu 
gesundheitlicher Versorgung. 
Eine mögliche Antwort auf diese uner-
trägliche Schieflage ist ein einheitli-
ches Krankenversicherungssystem im 
Sinne einer solidarischen Gesundheits- 
und Pflegeversicherung, wie sie die 
gewerkschaftliche und politische Linke 
fordert. Sie würde das traditionelle Ge-
schäftsmodell der privaten Kranken-
versicherung beenden, denn sie erwei-
tert das Solidarprinzip der gesetzlichen 
Krankenversicherung auf die gesamte 
Bevölkerung, finanziert über ein bei-
tragspflichtiges Einkommen aus allen 
Einkommensarten, also auch Miet-, 
Pacht- und Kapitalerträgen. Bisher 
zahlen hohe Einkommen prozentual 

weniger Beitrag als niedrige und mitt-
lere Einkommen.  
Neben der Einführung eines sozial ge-
rechten Krankenversicherungssystems 
muss die gesamte Infrastruktur unserer 
Gesundheitsversorgung flächende-
ckend solidarisch und bedarfsgerecht, 
im Sinne einer öffentlichen Daseins-
vorsorge aufgestellt werden. Dazu 
muss auch die Eigentumsfrage gestellt, 
über Vergesellschaftung und Enteig-
nung geredet werden. In der Krise sind 
all diejenigen verstummt, die die 
Schließung von bis zu 60 Prozent der 
Krankenhäuser und die Verringerung 
der Bettenzahl gefordert haben. Im 
Gegenteil, neuerdings nennt Gesund-
heitsminister Spahn die überdurch-
schnittliche Bettenzahl gar als wichtige 
Voraussetzung für die Bewältigung der 
Krise. Wir sollten aus dieser Erkennt-
nis Nägel mit Köpfen machen und auf 
dieser Grundlage den Pflegenotstand 
beenden: Durch Krankenhäuser in öf-
fentlicher Trägerschaft, die selbstkos-
tendeckend finanziert werden. Grundla-
ge dafür muss auch eine neue, transpa-
rente Bedarfsplanung sein, damit die 
Menschen nachvollziehen können, wel-
che Krankenhäuser erhalten oder mög-
licherweise auch geschlossen werden. 
Die stationäre Versorgung muss sinn-
voll mit der ambulanten verzahnt wer-
den. Anstatt dem Ausverkauf der Arzt-
sitze an Private-Equity-Heuschrecken 
tatenlos zuzuschauen, muss den Kom-
munen Geld zur Gründung von Medi-
zinischen Versorgungszentren zur Ver-
fügung gestellt werden. So kann in 
Kooperation mit Krankenhäusern und 
ergänzenden Angeboten, wie zum Bei-
spiel Medibussen, die ambulante Ver-
sorgung insbesondere auf dem Land 
gesichert werden, wenn Arztsitze nicht 
mehr besetzt werden können. 
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Natürlich ist mit der Forderung, das 
Gesundheitssystem in die öffentliche 
Hand zu überführen, nicht jedes Pro-
blem gelöst. Eine bloße Verstaatli-
chung wird nicht die Lösung sein, denn 
es geht vor allem darum, die bedarfs-
gerechte Versorgung der Menschen ins 
Zentrum zu stellen. Dafür braucht es 
neue betriebliche Strukturen der Mit-
bestimmung und Demokratisierung für 
die Beschäftigten im Gesundheitswe-
sen, endlich eine dauerhaft bessere 
Vergütung und die gesellschaftliche 
Aufwertung aller Pflege- und Sorgear-
beit.  

Achim Kessler 
 

Auch Grundrechte  
infiziert 

Die Herausforderungen, vor die die 
Corona-Pandemie die Staaten weltweit 
– und auch alle Einzelnen – stellt, sind 
riesig. Es zeigt sich, dass dieser Virus 
auch die Grund- und Menschenrechte 
infiziert. Diese, wie auch rechtsstaatli-
che Verfahren, gelten nicht nur für 
„gute“ Zeiten, sondern bewähren sich 
gerade in Krisenzeiten. Maßnahmen 
zum Schutz der öffentlichen Gesund-
heit müssen verhältnismäßig, d.h. er-
forderlich, geeignet und angemessen, 
sein und immer wieder neu daraufhin 
geprüft werden. Bei manchen unsinni-
gen Bestimmungen, die wieder zu-
rückgenommen wurden, hat das ge-
klappt. Eine Verselbständigung von 
Überwachungs- und Eingriffsmaß-
nahmen und eine Verschiebung hin 
zum Sicherheitsstaat bleiben jedoch zu 
befürchten.  
In vorher unvorstellbarem Ausmaß 
wurden Freiheitsrechte zum Schutz der 

Bevölkerung eingeschränkt. Die Be-
reitschaft der Bevölkerung, diese Zu-
mutungen hinzunehmen, war groß. So-
lidarität und Rücksichtnahme auf die 
besonders gefährdeten Personen waren 
für die meisten leitend. Jedes Leben 
zählt! Das überzeugt und ist richtig. 
Jedoch ist genau dies nicht die Leitlinie 
politischen Handelns in anderen Kon-
texten, weder gegenwärtig noch in der 
Vergangenheit. Das dramatischste Un-
recht ist der Umgang mit den Geflüch-
teten im völlig überfüllten „Hotspot“ 
Moria auf der Insel Lesbos. Seit Jahren 
sterben unzählige Menschen im Mit-
telmeer. Auch in Deutschland sind 
Menschen in unterschiedlichem Maße 
von den Folgen der Pandemie betrof-
fen. Zum Glück haben sich schnell 
Gruppen und Organisationen für die 
Interessen von Gefangenen, von Woh-
nungslosen u.a. eingesetzt. Die Aus-
wirkungen der Pandemie und der 
Weltwirtschaftskrise werden sowohl 
die Ausgegrenzten im globalen Norden 
in besonderer Weise betreffen als auch 
die Menschen im globalen Süden. Die 
tiefen Eingriffe in die Freiheitsrechte 
erfolgen bisher ohne systematische Ge-
fahrenprognose und -abschätzung. Die 
Maßnahmen zum Schutz vor Corona 
haben jedoch ebenfalls massive ge-
sundheitliche Folgen und sind potenti-
ell tödlich. 
Die Entwicklungen hin zum obrig-
keitsstaatlichen Handeln wurden am 
offensichtlichsten im Umgang mit dem 
Grundrecht auf Versammlungsfreiheit. 
Neue Ideen, Protest online öffentlich 
zu machen, erscheinen der Situation 
einerseits angemessen. Das Maß je-
doch, in welchem die Polizei ein gene-
relles Versammlungsverbot – selbst 
dann, wenn alle Regeln des Corona-
Schutzes eingehalten wurden – durch-
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zusetzen suchte, musste erschrecken. 
Einzelne Personen mit Protestplakaten 
wurden polizeilich angegriffen, Journa-
listen wurden zu Opfern von Polizei-
gewalt. Das Grundrecht auf Versamm-
lungsfreiheit, dieses demokratisch 
zentrale Grundrecht, das für alle gilt 
und nicht nur für bestimmte Meinun-
gen, wurde massiv verletzt. Es schien 
als ginge es darum, öffentliche Kritik 
zu unterbinden. Die Gerichte brauchten 
ein wenig Zeit, einen dem Grundgesetz 
angemessenen Umgang mit den staat-
lichen Rechtsverletzungen zu finden. 
Letztlich entschied auch das Bundes-
verfassungsgericht, dass die Pandemie 
das Grundrecht nicht außer Kraft setzt.  
Begehrlichkeiten, mit Hilfe der digita-
len Überwachung Probleme zu lösen, 
werden aktuell überdeutlich. Die Ten-
denz, Überwachungstechnologien aus-
zudehnen und Datenschutz als Hinder-
nis zu betrachten, sind sozusagen 
grundlegend in staatliches Handeln 
eingeschrieben. Ende März sollte das 
Infektionsschutzgesetz erweitert wer-
den. Bundesgesundheitsminister Jens 
Spahn hatte vorgesehen, das Auslesen 
von Bewegungsdaten aus Mobiltelefo-
nen zu ermöglichen. Das hätte eine 
umfassende Telekommunikations-
überwachung ermöglicht. Der breite 
Protest von Datenschützern und Bür-
gerrechtsorganisationen ließ ihn davon 
Abstand nehmen. Es überrascht aber 
nicht, dass die Begehrlichkeiten ge-
blieben sind.  
Die Ausgestaltung einer Corona-App 
auf der Grundlage von Bluetooth-
Technologie dominierte danach die 
Debatte. Streit um technische Fragen 
machten die staatlichen Interessen 
schnell offensichtlich. Eine solche Tra-
cing-App kann auch als gesellschaftli-
ches Großexperiment zur digitalen 

Verhaltenserfassung unter staatlicher 
Aufsicht verstanden werden. Freiwil-
ligkeit garantiert in einer Umgebung, 
in der die Nutzung zur Eintrittskarte 
werden könnte, gar nichts. Für Daten-
verarbeitungen mit hohen Risiken für 
die Grundrechte ist eine Datenschutz-
folgenabschätzung vorgeschrieben. 
Diese muss die Folgen der Einführung 
weit über die Fragen der Datensicher-
heit prüfen. Der Streit von Fachleuten 
über den richtigen Weg, die Fragen 
nach den Rollen großer und kleiner 
Konzerne, die Fragen nach den staatli-
chen Interessen an einer zentralen 
Speicherung der Daten machen die 
Komplexität und Fragwürdigkeit deut-
lich. Technische Lösungen könnten 
auch zur Überwachung der Einhaltung 
der Quarantäne genutzt werden, sozu-
sagen als Fußfessel für Kranke.  
Zu befürchten ist, dass Bürger und 
Bürgerinnen zur Rückgewinnung ih-
rer Freiheitsrechte zunehmend bereit 
sein werden, auf ihre Persönlichkeits-
rechte und die informationelle Selbst-
bestimmung zu verzichten.  
Das Interesse an Gesundheitsdaten für 
Forschungszwecke ist alt. Das Digita-
le-Versorgung-Gesetz hat Ende 2019 
einen Meilenstein mit dem zentralen 
Forschungsdatenzentrum geschaffen. 
Aber die Interessen an weiteren Daten 
waren schon längst sichtbar. Das Ro-
bert-Koch-Institut hat mit seiner 
Corona-Datenspende-App nun den 
freiwilligen Zugriff auf Fitnessarm-
bänder und Smartwatches geschaffen. 
Der Zuspruch war überraschend groß, 
die Forschung zur Corona-Ausbreitung 
erscheint hilfreich. Aber Daten werden 
umfassend und direkt bei den Anbie-
tern erfasst, sie lassen sich für andere 
Zwecke missbrauchen. Sicherheitslü-
cken wurden schnell gefunden. 
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Digitale Technologien könnten dage-
gen tatsächlich hilfreich sein. Statt der 
Abhängigkeit von großen Technolo-
giekonzernen, deren Angebote oft den 
Ansprüchen an Datenschutz und IT-
Sicherheit nicht entsprechen, brauchen 
wir ein digitales Ökosystem, das 
Wahlmöglichkeiten bietet. Wir brau-
chen Open-Source-Förderungen und 
endlich eine angemessene Internetge-
schwindigkeit.  

Elke Steven 
 

Krisenpaket für Metall- 
und Elektroindustrie 

Am 20. März vereinbarte die IG Metall 
Nordrhein-Westfalen mit dem Arbeit-
geberverband ein „Krisenpaket“, das 
im Grundsatz in den folgenden Tagen 
bundesweit in allen Tarifbezirken 
übernommen wurde. Die Laufzeit der 
Krisenpakete endet vereinbarungsge-
mäß am 31.12.2020. Damit reagierte 
die IG Metall auf die auch in Deutsch-
land rasch ansteigenden Fallzahlen der 
Covid-19-Pandemie und sich bereits 
abzeichnende gravierende Auswirkun-
gen auf die Wirtschaft. Bis auf weite-
res ausgesetzt wurden aus denselben 
Gründen die bis dahin laufenden Ge-
spräche über einen Tarifvertrag „Zu-
kunftspaket“ mit Regelungen zu Be-
schäftigungssicherung und Qualifizie-
rung in der industriellen Transformati-
on. 
„Für Millionen Beschäftigte und ihre 
Familien stellen sich existentielle Fra-
gen“, hatte Jörg Hofmann, Vorsitzen-
der der IG Metall, kurz vor Abschluss 
des Krisenpakets in einer Video-
Botschaft festgestellt. Gemeint waren 
die Gefahren für Leib und Leben durch 

den Corona-Virus, aber auch mögliche 
Einkommensverluste aufgrund von Be-
triebsschließungen, Kurzarbeit oder er-
zwungener Freistellung von der Arbeit, 
um Kinder und pflegebedürftige An-
gehörige zu versorgen. Hauptanliegen 
der Gewerkschaft ist es, in der Corona-
Krise sowohl Beschäftigung als auch 
Entgeltniveaus zu sichern. 
Dabei soll Kurzarbeit das Mittel der 
Wahl sein, um betriebsbedingte Entlas-
sungen zu vermeiden. Arbeitsplätze 
bleiben gesichert, das Einkommen al-
lerdings nicht. Denn das gesetzliche 
Kurzarbeitergeld beträgt regulär nur 60 
Prozent des letzten Nettoentgelts bzw. 
67 Prozent für Eltern. Damit sind lau-
fende Ausgaben in vielen Fällen nicht 
mehr zu bewältigen. Mit den jüngsten 
Gesetzesänderungen hat die Bundesre-
gierung zumindest für das laufende 
Jahr Verbesserungen eingebracht. Be-
schäftigte können aktuell bis zu 80 
Prozent erhalten, allerdings erst ab dem 
7. Monat Kurzarbeitergeldbezug und 
längstens bis Ende des Jahres. Besser 
dran sind die Beschäftigten der Metall- 
und Elektroindustrie in tarifgebunde-
nen Betrieben. Wie im Krisenpaket 
vereinbart, können die Jahressonder-
zahlungen, also Urlaubs- und Weih-
nachtsgeld, monatlich ausgezahlt zur 
Erhöhung der Nettoentgelte und damit 
auch des Kurzarbeitergelds beitragen. 
Außerdem zahlen die Unternehmen 
pro Beschäftigter 350 Euro in einen 
Finanzierungstopf ein zur Abmilde-
rung sozialer Härten. Die konkrete 
Verwendung der Gelder kann zwi-
schen Betriebsrat und Betriebsleitung 
verhandelt werden. 
Neu und bis jetzt nur im Krisenpaket 
vereinbart ist, dass Eltern für Kinder 
bis zum 12. Lebensjahr das tarifliche 
Zusatzgeld, das üblicherweise im Juli 
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ausbezahlt wird, in acht zusätzliche 
freie Tage wandeln können. In Notla-
gen aufgrund fehlender Kinderbetreu-
ung sind sogar 5 weitere Tage bezahl-
ter Freistellung möglich. Diese tarifli-
chen Hilfen sind gut, aber angesichts 
Monate währender Schul- und KiTa-
Schließungen nur ein Tropfen auf den 
heißen Stein. Beschäftigte mit pflege-
bedürftigen Angehörigen müssen oh-
nehin sehen, wie sie mit den Heraus-
forderungen zurechtkommen. All diese 
Notlagen können durch Verwendung 
der Gelder aus dem Finanzierungstopf 
vielleicht gemildert werden. Es ist ein 
Lichtblick in diesen finsteren Zeiten, 
zu erleben, mit welcher Kreativität und 
mit welch solidarischem Bewusstsein 
von Kolleginnen und Kollegen über 
die Verteilung dieser Beiträge disku-
tiert wird. 
Für dieses Jahr wurden die bereits ge-
kündigten Entgelttarifverträge wieder 
in Kraft gesetzt. Faktisch ist das eine 
Nullrunde. Proteste halten sich den-
noch in engen Grenzen, zu groß ist die 
Angst vor dem Arbeitsplatzverlust. Die 
Zielsetzungen des Krisenpakets wer-
den also weithin mitgetragen. Dennoch 
handelt es sich um ein „Krisenpaket“, 
aus der Not geboren und mit Blick auf 
die Interessen der Beschäftigten män-
gelbehaftet.  
Da ist zunächst die Frage der Arbeits-
platzsicherung. In welchem Ausmaß 
diese durch die erweiterten Möglich-
keiten zur Nutzung von Kurzarbeit tat-
sächlich gelingen kann, lässt sich der-
zeit noch nicht abschätzen. Schon Ende 
April hatte nahezu jeder dritte Betrieb 
in Deutschland Kurzarbeit bei der 
Agentur für Arbeit angezeigt, insge-
samt 718.000 Betriebe. Die Bundesre-
gierung rechnet für das laufende Jahr 
mit 2,35 Millionen Menschen in Kurz-

arbeit und prognostizierten Kosten von 
über 10 Milliarden Euro, wie aus ei-
nem Verordnungsentwurf des Ar-
beitsministeriums hervorgeht. Die Un-
sicherheiten in der Beurteilung der 
wirtschaftlichen Entwicklung liegen 
auch darin begründet, dass Corona 
„nicht Ursache, sondern Auslöser und 
Verschärfer des Crashs“ ist, wie der 
Ökonom Conrad Schuhler jüngst 
schrieb. Stagnierende Industrieproduk-
tion, Null-Wachstum, sinkende Pro-
duktivität und fehlende Investitionen 
sind jedenfalls lange vor Corona 
Kennzeichen einer anhaltenden Über-
produktionskrise gewesen, und werden 
nicht mit dem Virus verschwinden. 
In engem Zusammenhang damit müs-
sen wir über die Möglichkeiten der 
Transformation industrieller Arbeits-
plätze wieder und weiter sprechen. 
Noch beherrscht das Virus den Alltag, 
aber schon dringt der Rauch brennen-
der Wälder in die Städte. Der Klima-
wandel bleibt eine der größten Heraus-
forderungen. Alternative Produkte und 
Lösungen für Mobilität, Energiever-
sorgung und Nahrungsmittelerzeugung 
müssen gegen die derzeit herrschenden 
Kräfte erkämpft werden.  Ökologisch, 
sozial und demokratisch soll der Um-
bau der Industrie nach dem Willen der 
IG Metall gestaltet werden. Das wird 
nicht leicht, und ist sicher auch nicht 
ausschließlich tariflich zu bearbeiten, 
und schon gar nicht allein durch die 
Gewerkschaften. Aber es ist aus mei-
ner Sicht der einzige Weg, Zukunfts-
perspektiven für unsere Arbeitsplätze 
und eine nachhaltige Produktionsweise 
zu eröffnen.  
Und nicht zuletzt geht es um unser Le-
ben, unsere Gesundheit und unser 
Wohlbefinden. Die Gesundheit der Be-
schäftigten habe oberste Priorität, wird 
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uns von allen Seiten versichert. Im Ta-
rifvertrag spielt sie allerdings keine 
Rolle. In den Betrieben wird auch wäh-
rend der Corona-Krise nach bekannten 
Mustern gehandelt. Unternehmenslei-
tungen setzen in aller Regel nur das 
gesetzlich vorgeschriebene Minimum 
an Arbeitsschutzmaßnahmen um (und 
neuerdings auch die Empfehlungen des 
Robert-Koch-Instituts), wobei die Kos-
ten einen limitierenden Faktor bilden. 
Betriebsräte können derzeit nur mit er-
heblich größerem Aufwand als sonst 
Verbesserungen durchsetzen. Das be-
trifft insbesondere die Situation im 
Home Office, die Woche für Woche 
die Probleme klarer hervortreten lässt. 
Kinderbetreuung, Angehörigenpflege, 
Haushalt und Arbeit in dafür in der 
Regel nicht eingerichteten Wohnungen 
stellen eine große Belastung dar. Ein 
paar Tage lässt es sich vielleicht am 
Küchentisch mit kleinem Notebook ar-
beiten, aber nach Wochen schmerzt 
dann doch der Rücken, Augen bren-
nen, Nerven liegen blank. Und schließ-
lich fehlen auch die sozialen Kontakte, 
die persönlichen Begegnungen mit 
Kolleginnen und Kollegen. 
Wenn wir ein nächstes Krisenpaket 
vermeiden wollen, müssen wir jetzt 
gemeinsam mit aller Kraft an einem 
Zukunftspaket arbeiten. Für die IG Me-
tall beginnen die Tarifverhandlungen 
spätestens im Herbst. 

Isa Paape 
 

Können Kriegsgegner für 
die Bundeswehr Tradition 
stiften? 

Die Frage stellen heißt sie zu beant-
worten. Ob das die Fragesteller einer 

Kleinen Anfrage1 aus der Linksfrakti-
on an die Bundesregierung, sprich das 
Verteidigungsministerium, wohl ahn-
ten? Der erste Zweck ihrer Anfrage 
war klar: Sie wollten zum zigsten Mal 
aufzeigen, dass immer noch faschisti-
scher Traditionsgeist Vorlesungssäle 
und Kasernen der Bundeswehr durch-
wabert. Sicher, seitdem die alten Hit-
lergenerale/-admirale der ersten Bun-
deswehrgeneration und ihre gelehrigen 
Schüler lange tot oder zumindest im 
reifen Pensionsalter sind, wurden und 
werden vordergründige Relikte und 
Namen der großen Nazivergangenheit 
der Bundeswehr, die in Gestalt von 
Wehrmacht, Kriegsmarine oder Luft-
waffe ja sowieso nur wegen ihrer „mi-
litärischen, heldischen Leistungen“ ge-
ehrt wurden, ausgemerzt. Die Traditi-
onserlasse sind für diverse Verteidi-
gungsminister immer ein zentraler 
Punkt gewesen. Und in der Tat, sie ha-
ben geholfen. Heute finden sich Bun-
deswehreinheiten, Offiziershörer und 
Universitätsstudenten regelmäßig an 
Orten der Erinnerung an Naziverbre-
chen ein, ist der Bendlerblock mit sei-
nem Gedenken an das Attentat 1944 
pflichtgemäß im Arbeitsplan. Auch 
wenn die Bundeswehr ihren Korpsgeist 
pflegt, zumal, seitdem sie kein Wehr-
pflichtheer mehr ist, sie relativ unge-
stört von gesellschaftlichen Diskussio-
nen ihren Auftrag wahrnimmt, bleibt es 
der unteren Ebene überlassen, auffällig 
zu werden. Da gibt es einen Leutnant 
Franco A., der eine rechtsextreme Ter-
                                                        
1  Siehe Bundestagsdrucksache 19/13770 vom 

07.10.2019 Kleine Anfrage „Umsetzungsstand 
des neuen Traditionserlasses in der Marine“, 
die Nachfrage 19/16209 vom 20.12.2019 und 
die Antworten der Bundesregierung 19/14951 
vom 08.11.2019 und die weiteren Antworten 
19/16882 vom 29.01.2020. 
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rorzelle initiierte, da beobachtet der 
Militärische Abschirmdienst 550 
Rechtsextreme in der Bundeswehr, 
manch einer muss auch gehen. Eine 
Ebene höher finden sich ausgeschiede-
ne Bundeswehroffiziere in den Spitzen 
der AfD wieder. 
So ganz erfolgreich kann die Antifa-
Arbeit in der Bundewehr also trotz 
wohlklingender Erlasse und gelegentli-
cher Spindkontrollen nicht sein. Die 
ministerialen Antworten lassen Ein-
sichten vermuten, bleiben aber trotz-
dem problematisch. Da erfiolgt der 
Verweis auf militärische Leistungen 
und demokratische Weiterentwicklung 
mancher Personen. Nur, wer nicht da-
nach fragt, in welchen Armeen, in wel-
chen Kriegen sie gedient haben – ge-
gen fremde Völker, zur Absicherung 
von Völkermorden, zur Bekämpfung 
der Kommunisten –, der bleibt bei ei-
nem Anti-Nazismus stehen, der nur 
noch unleugbare Kriegsverbrechen und 
Antisemitismus gelten lässt. War er ak-
tiv am 20. Juli beteiligt (oder auch nur, 
wie Rommel, loyaler Mitwisser), dann 
ist ihm Absolution sicher. Sei es drum. 
Es geht eigentlich um die Suche nach 
anderen Traditionen, denen sich eine 
Armee stellen und zu denen sie sich 
bekennen kann: Traditionen für eine 
demokratische, solidarische, men-
schenrechtlich aktive Armee, deren 
oberstes Ziel der Frieden und der 
Schutz der Unterdrückten sein müsste. 
Die linken Fragesteller rückten beson-
ders Albin Köbis und Max Reich-
pietsch in den Mittelpunkt. Beide hat-
ten im Sommer 1917 einen Aufstands-
versuch in des Kaisers Flotte organi-
siert, der scheiterte. Sie wurden zum 
Tode verurteilt. Die Fragesteller hatten 
das Ansinnen, jeweils die Scheer- und 

die Tirpitz-Molen in Bremerhaven 
bzw. Kiel, benannt nach wichtigen Ex-
ponenten der kaiserlichen Flotte, um-
zubenennen. Das Ministerium machte 
formale Gründe geltend. Aber vor al-
lem: Köbis und Reichpietsch „stehen 
in ihrer politischen Zielsetzung jedoch 
für die Errichtung einer antidemokrati-
schen Räterepublik nach sowjeti-
sche(m) Vorbild. Für Streitkräfte einer 
Demokratie können sie daher nicht tra-
ditionswürdig sein.“2 Ihre Verbindung 
zur USPD und deren Räteideen schlös-
sen einen positiven Bezug aus. Die 
Linken insistierten, dass es im Sommer 
1917 – also vor der Oktoberrevolution 
– doch sehr demokratische Räte in 
Russland gab und generell das Problem 
anstehe, ob Rätedemokratie prinzipiell 
zu verurteilen sei. Das wurde bestätigt: 
„Die Bundesregierung bewertet eine 
Regierungsform ohne Gewaltenteilung 
und ohne Parteien sowie mit Gesell-
schaftseigentum an den Produktions-
mitteln und gesamtgesellschaftlicher 
Planung der Produktions- und Vertei-
lungsprozesse als mit dem Grundge-
setz unvereinbar.“3 
Während auch heute noch 17 militäri-
sche Objekte nach Militärs des Kaiser-
reichs und weitere 17 nach Militärs der 
faschistischen Wehrmacht (und nur 
wenige davon als Widerständler) be-
nannt sind, konnte das Ministerium 
ehrlichen Herzens verneinen, dass mi-
litärische Einrichtungen nach über-
zeugten Antimilitaristen benannt wur-
den. Sollen potentielle Meuterer nach 
der völkerrechtlichen Legitimität heu-
tiger Auslandseinsätze fragen, wie in 
Jugoslawien oder derzeit über Syrien? 

                                                        
2  BT-Drs. 19/14951, S. 10. 
3  BT-Drs. 19/16882, S. 11. 
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Radikale Antifaschisten und Demokra-
ten, die bis 1990 92 Objekten und Schif-
fe der NVA und ihrer Volksmarine ei-
nen Namen gaben, sind heute bis auf 
wenige Ausnahmen Tabu.4 Denn Tradi-
tionen dieser Armee werden in der 
Bundeswehr nicht fortgeschrieben, wie 
auch jeder anderen Armee – was die 
Frage nach diesen seltsamen bewaffne-
ten Haufen aufwirft, die zwischen 1871 
und 1945 Europa und die Welt unsicher 
machten und von denen einige Angehö-
rige immer noch gut genug für das 
Selbstverständnis unserer demokrati-
schen Verfassungsarmee sein können.  
Aber das verstehen wohl kritische Geis-
ter falsch. Denn „die Bundesregierung 
erkennt keine Parallelen zwischen dem 
Handeln der Matrosen Reichpietsch und 
Köbis sowie dem Entschluss freiheitlich 
gesinnter Kräfte, vor allem aus den Rei-
hen der Soldaten, am 20. Juli 1944 Hit-
ler zu töten und das NS-Regime zu be-
seitigen. Die meuternden Matrosen 
wollten im Wesentlichen einen Befehl 
nicht befolgen, der sie in eine individu-
elle, existentielle Gefahr gebracht hätte 
und der ihnen angesichts der Kriegslage 
als sinnlos erschien. Die Verschwörer 
gegen Hitler agierten dagegen in erster 
Linie aus übergeordneten Gewissens-
gründen und unter Missachtung der Ge-
fahr für Leib und Leben.“5 
Die DDR sah das anders, machte die 
beiden Matrosen, übrigens überzeugte 
neuapostolische Christen, zu Namens-
gebern zweier Kampfschiffe. Mir fal-
len aber auch andere Namen ein, die 
genau dies taten, was heutige Militärs 
als traditionsstiftend ansehen: Mit der 
                                                        
4 Eine nützliche Übersicht findet sich unter: 

https://www.vtnvagt.de/index.php/traditions
namen [Stand: 15.04.2020 20:13]. 

5 Ebd., S. 12. 

Waffe in der Hand für Freiheit und 
Menschenrechte zu kämpfen, als ehe-
malige Soldaten, Matrosen und Offi-
ziere deutscher Kriegsarmeen: Rudolf 
Egelhofer, Matrose, Stadtkommandant 
in der Münchner Räterepublik, ermor-
det 1919; Hans Beimler, Matrose, Po-
litoffizier im Spanischen Bürgerkrieg, 
gefallen vor Madrid 1936; Ludwig 
Renn, Hauptmann im 1. Weltkrieg, 
Kommandeur in den Interbrigaden im 
Spanischen Bürgerkrieg; Harro Schul-
ze-Boysen, Luftwaffenoffizier, „Rote 
Kapelle“, hingerichtet 1942; Fritz 
Schmenkel, Wehrmachtssoldat, De-
serteur und sowjetischer Partisan, hin-
gerichtet 1944. 

Stefan Bollinger 
 
 
 
 

https://www.vtnvagt.de/index.php/traditions

